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RI BL ER YEAR 


(Nr 93) Geſetz über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1939. Vom 
20. März 1939. a 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 
Der dieſem Geſetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1939 wird 
in Einnahme und Ausgabe auf 2 562 253 200 % feſtgeſtellt, und zwar: 
im ordentlichen Haushalt 
auf 2 505 183 200 %% an Einnahmen, 
auf 2 414 923 050.2.X an fortdauernden und 
auf 90 260 150 %% an einmaligen Ausgaben, 
im außerordentlichen Haushalt 
auf 57 070 000 %%%, an Einnahmen und 
auf 57 070 000 , an Ausgaben. 


8 2. 
Die Vorſchriften des § 75 der Reichshaushaltsordnung finden im Rechnungsjahre 1939 
keine Anwendung. 


8 3. 

(1) Über die im Haushaltsplan vorgeſehenen einmaligen und außerordentlichen Ausgaben 
ſowie über die letzten 10 vom Hundert der im Haushaltsplan bei den ſächlichen Ausgaben vor⸗ 
geſehenen Beträge darf nur mit vorheriger Zuſtimmung des Finanzminiſters verfügt werden. 

(2) Im übrigen gelten für die Durchführung des Staatshaushaltsplans die Vorſchriften 
des § 26 der Reichshaushaltsordnung über wirtſchaftliche und ſparſame Verwaltung der Haus⸗ 
haltsmittel und die in der zweiten Anlage zuſammengefaßten Durchführungsbeſtimmungen. 


8 4. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der Fehlbeträge aus den Rechnungs⸗ 
jahren 1930 bis 1932 einen Betrag bis zur Höhe von 445 Millionen Reichsmark im Wege des 
Kredits, und zwar, ſobald das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe zu beſchaffen. 
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(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


8 5. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Beſtreitung außerordentlicher Ausgaben im 
Rechnungsjahre 1939 die Summe von 57,1 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits, und 
zwar, ſobald das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe zu beſchaffen. 

(2) Auf die Tilgung der Schuld findet § 4 Abſ. 2 Anwendung. 


8 6. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur vorübergehenden Verſtärkung der Betriebsmittel der 
Generalſtaatskaſſe bis zu 200 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits zu beſchaffen. Auf dieſen 
Betrag ſind die zum gleichen Zwecke für das Rechnungsjahr 1938 ausgegebenen Schatzanweiſungen, 
eingegangenen Wechſelverbindlichkeiten und aufgenommenen Darlehen, ſoweit ſie erſt während 
des Rechnungsjahrs 1939 fällig werden, bis zu ihrer Fälligkeit, ihrem Rückkauf oder ihrer 
Rückerſtattung anzurechnen. 


8 7. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Befriedigung unabweisbarer, durch die Wirt⸗ 
ſchaftslage hervorgerufener Bedürfniſſe Garantien und Bürgſchaften zu Laſten des Staates zu 
übernehmen. 


(2) Zur Übernahme ſolcher Garantien und Bürgſchaften iſt die Zuſtimmung des Staats- 
miniſteriums erforderlich. 


8 8. 
Die Beſtimmungen des § 70 Abſ. 3 der Reichshaushaltsordnung finden für das Rech⸗ 
nungsjahr 1939 auch auf die Gebühren der Kataſterverwaltung ſowie die Koſtenerſtattungen 
des Verwaltungsſtreitverfahrens und des Beſchlußverfahrens Anwendung. 


8 9. 
Von den in dem Haushaltsplan ausgebrachten Mitteln bei den fortdauernden Ausgaben 
decken ſich gegenſeitig: 
1. innerhalb der einzelnen Verwaltungszweige 
a) die Mittel für 
Unterſtützungen für Beamte, 
Unterſtützungen für ausgeſchiedene Beamte und Hinterbliebene von Beamten und 
Notſtandsbeihilfen für Beamte, Ruheſtandsbeamte, Warteſtandsbeamte und 
Hinterbliebene von Beamten, 
b) die Mittel für 
Unterſtützungen für ſtaatliche Angeſtellte und Arbeiter, ausgeſchiedene ſtaatliche 
Angeſtellte und Arbeiter ſowie für Hinterbliebene von ſolchen und die Mittel für 
Notſtandsbeihilfen für Angeſtellte und Arbeiter, 
2. innerhalb jedes Einzelplans 
die unter Ziffer Ia und b genannten Mittel auch mit den gleichen Mitteln ver⸗ 
ſchiedener Kapitel, ſoweit es durch Vermerke im Haushaltsplan zugelaſſen ift, 


3. im Einzelplan I die fortdauernden Ausgaben der Titel 31 und 38 mit den gleichen Titeln 
in den einzelnen Abſchnitten des Haushalts der Domänenverwaltung. 
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8 10. 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, den Staatshaushaltsplan zu ändern, ſoweit es eine 
im Laufe des Rechnungsjahrs eintretende Neuregelung von Aufgaben und Zuſtändigkeiten 
der Staatsverwaltung erfordert oder reichsrechtliche Neuregelungen eine Angleichung notwendig 
machen. Die gleiche Ermächtigung gilt für die Durchführung von Gebietsbereinigungen; ſie be⸗ 
zieht ſich auch auf Maßnahmen zur Auseinanderſetzung über Vermögen und Schulden. 


1 


(1) Das Geſetz tritt am 1. April 1939 in Kraft. 
(2) Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Berlin, den 20. März 1939. 


Siegel. Das Preußiſche Staatsminiſterium. 

SE 775 = ee: Der Mini ür Wi 
Der Miniſterpräſident. Der Finanzminiſter. nl en 

Göring. Po pitz. Ru ſt. 

Der Miniſter für die Der Miniſter für Ernährung 72 

kirchlichen Angelegenheiten. und Landwirtſchaft. Der Miniſter des Innern. 
Kerrl. In Vertretung: Frick. 
Willikens. 
Der Arbeitsminiſter. Der Verkehrsminiſter. Der Wirtſchaftsminiſter. 
In Vertretung: Dorpmüller. Funk. 
Krohn. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 20. März 1939. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
n Göring. 
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Erſte Anlage zum Haushaltsfeſtſtellungsgeſetz. 


Haushaltsplan 


für das Rechnungsjahr 1939 


Geſamtplan 


Betrag für das 


Einzelplan Einnahme Rechnungsjahr 1939 
Reichsmart 
A. Ordentlicher Haushalt 
J. Einnahmen 
1 Domänen verwaltung... CCC 28 311 900 
II Forſtverwaltung: 
) Verwaltung und Betrie nn 195 392 000 
b) Forſtliche Lehr-, Forſchungs⸗ und Verſuchsanſtalten 69 700 
III Muünzderdaltnn gn 8 1912 200 
IV Reichs und Stdgtnzig g 8 3 491 000 
V Preußiſche Staatsbannk RECHT, 4 500 000 
VI Staatliche Porzellaumanufal tur 8 — 
X Allgemeine Finanzverwaltung: 
Sue dagen 8 1 955 067 550 
b) Aus Vermögensanlagen des Staates 49 131 900 
See eee 38 465 900 
XIII rden ffn 8 4 645 600 
XIV iat nnn 8 33 259 700 
XV Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiten 90 350 
XVI Vertdaltung des interner n 8 40 321 350 
XVII Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 73 294 100 
nbieſchaftsmnſte unn 88 6 414 850 
XIX nns... a eu 2 268 100 
XX Lanbarrtimaltliche Verwaltn g 10 236 950 
XXI ! ͤ vc 17 336 000 
XXII ee eee we ae ne ee or 46 150 
ern ee 12 875 450 
SSEV BObertehinungstaunmeri. un... Reese, 33 000 
XXV Sachs 8 28 019 450 


Summe der Einnahmen des ordentlichen Haushalts 


2 505 183 200 


Einzelplan 


III 


; 
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Betrag für das 


Aus ga be Rechnungsjahr 1939 
Reichsmark 
II. Ausgaben 
a) Fortdauernde Ausgaben 

Dolfcnten verwaltung 8 12 411 500 
Forſtverwaltung: 

) Verwaltüng und Berieses 126 879 000 

b) Forſtliche Forſchungs⸗, Verſuchs⸗ und Lehranftalten...... 766 200 
Mülfz verwaltung ee 1256 300 
Reichs und Staats g ee 2407 000 
Preußiſche Staatsbank 8 — 
Staatliche Porzellan manual . — 
Allgemeine Finanzverwaltung: 

a); Steuern und gaben 490 090 000 

b) Aus Vermögensanlagen des Staates 6 590 000 

8) Sonſtige Ausgaben 226 753 850 
Staatsminiſte rium 8 17 494 050 
Finanzminiſteriuneeee ERENEE 231 460 150 
Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiten 47 161 200 
Veraltung gs [[ ee ron ea ea 319 050 750 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung... 710 111 000 
Wirtſchaftsminiſtertun nnn 5 320 550 
Bergver waltung 8 6 792 600 
Landtpirtſchaftliche Verwaltungs 44 356 100 
Geddes SEHR TRRART EINE 24 467 000 
!!! y 5 515 550 
Vetters iin 88 19 978 800 
beugt 88 827 550 
Stagtsſchulldd 8 115 233 900 


Summe der fortdauernden Ausgaben 


b) Einmalige Ausgaben 


2 414 923 050 


Domena 8 5 887 000 
Forſtverwaltung: 
A Verwaltung uiid i)) 88 ER 22 520 000 
b) Forſtliche Forſchungs⸗, Verſuchs⸗ und Lehranſtalten 296 500 
Münzderwaltun gs 88 1000 000 
Reih d Staatsanzeigee 8 — 
Ae eee ee ee ee ee — 
Stagtliche Porzellanmanu faktu tte... men 425 850 
Seite 30 129 350 
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Betrag für das 


Einzelplan Einnah 216 1055 55 usgabe Rechnungsjahr 1989 
5 Reichsmark 
Übertrag 30 129 350 
RE Allgemeine Finanzverwaltung: 
eee, d Sorte rear == 
b) Aus Vermögensanlagen des Staates — 

: 6); Sonſtige Unggaben.a... ses ansesenee sie. Sale 1 611 200 
XIII Si b frre 8 110 000 
XIV Fimanz minen 886 7 953 000 

XV Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiten 100 000 
XVI Vendaltung des Innen 88 1589 000 

XVII | Minifterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 22 291 100 

VIII Wirtſchaftsminiſterununun kt een 200 000 
XIX Bergverwaltunn g 6 13 790 000 
XX Landwirtſchaftliche Verwaltung 9 707 800 
XXI Genera ee esse nee ee 703 700 
e eff aka. = 

SKI: Verehrsmimniſterriununmmnmnn sm higpnngt 2 075 000 

Pbdeechngsaum err: erherlene ter == 
XXV Staatsſchulld ß g& 

Summe der einmaligen Ausgaben. 90260150 
Hierzu: Summe der fortdauernden Ausgaben 2 414 923 050 
Summe der Ausgaben des ordentlichen Haushalts. 2505 183 200 
B. Außerordentlicher Haushalt 

I. Einnahmen 
XXV Staatsſchuld edge? 8 57 070 000 
Summe der Einnahmen des außerordentlichen Haushalts 57 070 000 

II. Ausgaben 
1 eee e Belle ea 6 250 000 
XX eee ee ie ir leere 25 700 000 
erh eo ee eek heise ie Beet ee ee 8 25 120 000 
Summe der Ausgaben des außerordentlichen Haushalts. 57 070 000 

Abſchluß 


Summe der Einnahmen des ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalts 2 562 253 200 


Summe der Ausgaben des ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalts 2 562 253 200 
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Zweite Anlage 
zum Haushaltsfeſtſtellungsgeſetz. 


Durchführungsbeſtimmungen. 


1. Die dritten freigewordenen Stellen der Beſoldungsgruppen A 1a bis 11 find — ſoweit 
fie beſetzbar find — mit geeigneten, insbeſondere vorgemerkten Warteſtandsbeamten zu beſetzen. 
Dieſe Beſtimmung gilt ſinngemäß für die Beamten, die künftig in den Warteſtand verſetzt 
werden. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, im Falle eines unabweisbaren Bedürfniſſes 
Ausnahmen zuzulaſſen. 


2. Zur Verringerung und Verbilligung der Perſonalausgaben können planmäßige Beamten⸗ 
ſtellen bei ihrem Freiwerden in geringer beſoldete Stellen umgewandelt werden. 


3. Sind nach dem Haushaltsplan künftig wegfallende oder ſolche Stellen, die in Stellen 
mit niedrigeren Bezügen umzuwandeln ſind, nebeneinander oder neben gleichartigen nicht künftig 
wegfallenden Stellen vorhanden, ſo gilt bezüglich der Reihenfolge der Ausführung folgendes: 

Zunächſt kommen beim Freiwerden derartiger Stellen die künftig wegfallenden 
in Wegfall, alsdann ſind die Umwandlungen in die Stellen mit den niedrigſten Be⸗ 
zügen und danach die Umwandlung in die Stellen mit den nächſthöheren Bezügen 
vorzunehmen. 

Ausnahmen von dieſer Reihenfolge bedürfen, ſoweit ſie nicht in den Erläuterungen 
zu den Beſoldungstiteln des Haushaltsplans vorgeſehen ſind, der Zuſtimmung des 
Finanzmimiſters. 


4. Die im Haushaltsplan ohne nähere Erläuterung als künftig wegfallend bezeichneten plan⸗ 
mäßigen Stellen dürfen beim Freiwerden nicht wieder beſetzt werden. Der Finanzminiſter wird 
ermächtigt, im Falle eines unabweisbaren Bedürfniſſes Ausnahmen zuzulaſſen. 


5. Die im Haushaltsplan als „künftig wegfallend“ bezeichneten Stellen für Miniſterial⸗ 
dirigenten (Beſoldungsgruppe B 7a) können beim Freiwerden mit Zuſtimmung des Finanz 
miiſters in ſolche für Miniſterialräte (Beſoldungsgruppe A 1 a) umgewandelt werden. 


6. Werden bereits als planmäßige Beamte angeſtellt geweſene und gemäß § 65 der An⸗ 
ſtellungsgrundſätze für eine höhere Beſoldungsgruppe einberufene Verſorgungsanwärter, die 
wegen Ungeeignetheit aus der Dienſtleiſtung für die höhere Beſoldungsgruppe entlaſſen werden, 
in ihrer früheren Beſoldungsgruppe wiederbeſchäftigt, ſo ſind ſie, falls Planſtellen in dieſer Be⸗ 
ſoldungsgruppe nicht frei ſind, bis zum Freiwerden der nächſten Planſtelle, in die ſie einzurücken 
haben, ſo zu beſolden, als ob ſie als planmäßige Beamte ihrer früheren Beſoldungsgruppe wieder⸗ 
angeſtellt worden wären. In dieſem Falle ſind die Bezüge außerplanmäßig zu buchen. 


7. Von der Mitteilung der Nachweiſungen und Überſichten über die in den 88 9a und Ib 
der Reichshaushaltsordnung bezeichneten Sondervermögen und Anſtalten wird für das 
Rechnungsjahr 1939 abgeſehen, ſoweit ſie entweder gar keine oder weniger als 300 Reichsmark 
Jahreseinnahmen haben. 


8. Überſteigt bei einem Einnahmetitel der Betrag der tatſächlich aufgekommenen Ein⸗ 
nahme den Haushaltsanſatz und können auf Grund eines Haushaltsvermerkes bei einem über⸗ 
tragbaren Ausgabetitel in Höhe dieſer Mehreinnahme Ausgaben geleiſtet werden, ſo dürfen 
abweichend von § 73 Reichshaushaltsordnung die Beträge solcher Mehreinnahmen, die bis zum 
Schluſſe des Rechnungsjahres für die Zwecke des Ausgabetitels nicht verwendet worden ſind, in 
der Staatshaushaltsrechnung als Ausgabereſt und zugleich als Mehrausgabe nachgewieſen werden. 

9. Iſt im Haushaltsplan bei einem Ausgabetitel allgemein, d. h. ohne ziffernmäßige 
Begrenzung, zugelaſſen, daß Einnahmen für Zwecke eines Ausgabetitels verwendet werden dürfen, 
jei es, daß 

a) der Ausgabeanſatz eines nicht übertragbaren Titels um den Betrag der er 
oder Mehreinnahmen eines beſtimmten Einnahmetitels überſchritten werden darf oder 


u 


IR 
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b) in Höhe von Einnahmen oder Mehreinnahmen eines beſtimmten Einnahmetitels über 
den Ausgabeanſatz eines übertragbaren Titels hinaus Ausgaben geleiſtet werden 
dürfen oder , 
o) Einnahmen unmittelbar bei einem Ausgabetitel gebucht werden dürfen, 
ſo iſt eine ſolche Verwendung von Einnahmen für Zwecke eines Ausgabetitels regelmäßig nur 
bis zur Höhe des Betrages zuläſſig, der im Haushaltsplan in der Zweckbeſtimmung oder in den 
Erläuterungen als vorausſichtliche Einnahme angegeben worden iſt. Iſt die Einnahme höher 
als ſie veranſchlagt war, dann iſt die Verwendung eines über die Veranſchlagung hinausgehenden 
Betrages für Zwecke des Ausgabetttels nur zuläſſig, wenn und inſoweit der Finanzminiſter 
vorher dazu ſeine Zuſtimmung erteilt hat. a 
10. Bei Titel 28 der fortdauernden Ausgaben darf der Erlös für das alte Kraftfahrzeug, das 
bei einer Erſatzbeſchaffung hingegeben wird, von dem Kaufpreis für das Erſatzfahrzeug vorweg 
abgezogen werden. 


(Nr. 14474.) Vierundzwanzigſte Verordnung über Wohnſiedlungsgebiete. Vom 25. Februar 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten vom 22. Sep⸗ 
tember 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 659) SS 1 und 14 wird folgendes beſtimmt: 


A. Zu Wohnſiedlungsgebieten im Sinne des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohn⸗ 
ſiedlungsgebieten vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 659) werden erklärt: 


I. aus dem Regierungsbezirk Potsdam und zwar 


aus dem Kreiſe Prenzlau 
die Stadt Prenzlau; 


II. aus dem Regierungsbezirk Frankfurt und zwar 
a) aus dem Kreiſe Königsberg Nm. 
die Gemeinden 
Bernickow 
Stadt Königsberg Nm. 
b) aus dem Kreiſe Züllichau-Schwiebus 
die Stadt Schwiebus; 
III. aus dem Regierungsbezirk Minden und zwar 
aus dem Stadtkreis Herford der in der Sechſten Verordnung über Wohnſiedlungs⸗ 
gebiete vom 11. April 1935 (Geſetzſamml. S. 60) bezeichnete Stadtkern. 


B. Dieſe Verordnung tritt mit dem 5. März 1939 in Kraft. 
Berlin, den 25. Februar 1939. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminiſter. 


In Vertretung: 


Krohn. 
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(Nr. 14475.) Verordnung über den Zuſtändigkeitsbereich der Landlieferungsverbände Brandenburg, 
Pommern und Niederſchleſien. Vom 28. Februar 1939. 


Auf Grund des § 6 Abf. 2 des Geſetzes über die Gebietsbereinigungen in den öſtlichen 
preußiſchen Provinzen vom 21. März 1938 (Geſetzſamml. S. 29) wird im Einvernehmen mit dem 
Miniſter des Innern verordnet: 

Salz 

(1) Die bisher zum Landlieferungsverband Brandenburg (§ 14 des Ausführungsgeſetzes zum 
Reichsſiedlungsgeſetz vom 15. Dezember 1919 — Geſetzſamml. 1920 S. 21 —) gehörenden Güter 

a) der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen mit Ausnahme der Güter der Landkreiſe 

Frauſtadt, Meſeritz und Schwerin ſowie der in die Provinz Schleſien eingegliederten 
Gemeinden des Landkreiſes Bomſt, 

b) der Kreiſe Friedeberg und Arnswalde 
gehören zum Landlieferungsverband Pommern. 

Die Güter der Landkreiſe Meſeritz und Schwerin ſowie der in die Provinz Brandenburg 
eingegliederten Gemeinden des Landkreiſes Bomſt verbleiben beim Landlieferungsverband 
Brandenburg. 

(2) Die bisher zum Landlieferungsverband Brandenburg gehörenden Güter 

a) des Landkreiſes Frauſtadt, 

b) der in die Provinz Schleſien eingegliederten Gemeinden des Landkreiſes Bomſt 
gehören zum Landlieferungsverband Niederſchleſien. 


§ 2. f 
Die Überleitung der Geſchäfte ſowie die vermögensrechtliche Auseinanderſetzung regeln die 
beteiligten Landlieferungsverbände durch Vereinbarung, die der Genehmigung des Miniſters für 
Ernährung und Landwirtſchaft bedarf. 


§ 3 
5 . 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1938 an in Kraft. 


Berlin, den 28. Februar 1939. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft. 
In Vertretung: 


Willikens. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Polizeiverordnungen 
Preußiſcher Miniſter 
(§ 35 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 — Geſetzſamml. S. 597 —). 

Im Amtsblatt der Regierung in Potsdam, Stück 7, vom 18. Februar 1939, im Amtsblatt der 
Regierung zu Magdeburg, Stück 7, vom 18. Februar 1939, und im Amtsblatt für den Landespolizeibezirk 
Berlin, Stück 14, vom 18. Februar 1939, iſt eine Polizeiverordnung des Miniſters für Ernährung und 
Landwirtſchaft über die Maſchenweite für den Krebsflock vom 16. Januar 1939 verkündet. Sie iſt am 
15. Januar 1939 in Kraft getreten. 

Berlin, den 20. März 1939. 

Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium für Ernährung und Landwirtichaft. 


48 Preuß. Geſetzſammlung 1939. Nr. 5, ausgegeben am 27. 3. 39. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefegfamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Februar 1939 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Eichwalde zur Schaffung 
einer Parkanlage c 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 8 S. 33, ausgegeben am 25. Februar 1939; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Februar 1939 
über die Genehmigung des Dritten Nachtrags zur Satzung der Central-Landſchaft für 
die Preußiſchen Staaten - i 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 9 S. 41, ausgegeben am 4. März 1989; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Februar 1939 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Dortmund für den Bau eines 
Vorflutkanals zwiſchen Körnebach und der Hannöverſchen Straße in den Gemarkungen 
Brackel und Wambel 5 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 9 S. 34, ausgegeben am 4. März 1939; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Februar 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Bermbach zur Erweiterung 
des Schwimmbads 


durch das Amstblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 9 S. 49, ausgegeben am 4. März 1939. 


Herausgegeben vom Preußiſchen Staatsminiſterium. — Druck: Preußiſche Druderei- und 
Verlags⸗Aktiengeſellſchaft, Berlin. 
Verlag: R. v. Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin W 15, Lietzenburger Str. 31. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 


Den laufenden Bezug der Preußtiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1,10 RM vierteljährlich); 
einzelne Nummern und Jahrgänge (auch ältere) tönnen unmittelbar vom Verlag und durch den Buchhandel bezogen werden. 
Preis für den achtſeitigen Bogen oder den Bogenteil 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10 bis 40 v. H. Preisermäßigung. 


